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§ 51a LDG 1984 Verwendung von
Landeslehrpersonen in der

Sommerschule
 LDG 1984 - Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 26.02.2025

1. (1)Die Verwendung einer Landeslehrperson in der Sommerschule setzt eine freiwillige, unter Angabe der für die

Unterrichtserteilung vorgesehenen Schulen bei der zuständigen Dienstbehörde abzugebende, verbindliche

Anmeldung voraus. Sofern eine Landeslehrperson anstelle der Vergütung gemäß § 63d GehG eine Verminderung

der Unterrichtsverpflichtung im nächstfolgenden Unterrichtsjahr um die in der Sommerschule geleisteten

Stunden in Anspruch nehmen will, hat sie das bereits in der verbindlichen Anmeldung anzugeben. Für diese

Einrechnung in die Unterrichtsverpflichtung entsprechen 36 geleistete Unterrichtsstunden einer Wochenstunde

der Unterrichtsverpflichtung.

2. (2)Die Landeslehrperson unterliegt für die Dauer der Verwendung in der Sommerschule und nach Maßgabe der

für die Sommerschule festgelegten Aufgaben den für die Unterrichtserteilung geltenden Pflichten und den

sonstigen sich aus der lehramtlichen Stellung ergebenden Obliegenheiten.

3. (3)Im Rahmen der Verwendung an der Sommerschule gilt der Standort der Sommerschule als Dienstort.

4. (4)Die Schulleitung der Schule, an welcher der Sommerschulunterricht stattfindet, ist Vorgesetzte oder

Vorgesetzter der an der Sommerschule eingesetzten Landeslehrpersonen. Sie hat in Bezug auf die der

Sommerschule zugrundeliegende Zielsetzung bezüglich der an der Sommerschule verwendeten

Landeslehrpersonen und des sonstigen an der Sommerschule verwendeten Personals die der Schulleitung

obliegenden Pflichten wahrzunehmen. Ihr obliegt weiters die Aufsicht über die an der Sommerschule im Rahmen

ihrer schulpraktischen Ausbildung verwendeten Studierenden.

5. (5)Die Schulleitung darf die Leitung der Sommerschule an eine sich zur Übernahme der Leitung der

Sommerschule bereit erklärende für diese Tätigkeit geeignete Landeslehrperson übertragen. Die Schulleitung hat

diese Übertragung spätestens sechs Wochen vor Beginn der Sommerschule der zuständigen Schulbehörde

anzuzeigen.

6. (6)Die gemäß Abs. 5 die Leitung der Sommerschule übernehmende Landeslehrperson hat die der Schulleitung im

Rahmen der Sommerschule obliegenden Aufgaben wahrzunehmen. Eine zusätzliche Unterrichtserteilung ist

insoweit zulässig als dadurch die Wahrnehmung der Aufgaben der Schulleitung nicht beeinträchtigt wird.

In Kraft seit 29.07.2022 bis 31.12.9999

file:///
https://www.jusline.at/gesetz/gehg/paragraf/63d


 2025 JUSLINE

JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at

file:///

	§ 51a LDG 1984 Verwendung von Landeslehrpersonen in der Sommerschule
	LDG 1984 - Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz


